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«Die Frage ist doch: Wollen wir etwas machen oder nicht?»
Christian Zurbrügg ausOberho AG setzt sich als Privatperson ür die Belange desWindparks Burg au der Salhöhe ein.

Interview: Noël Binetti

DasProjektWindparkBurghat
seineUrsprünge imJahr 2008.
Warumwirdheute, rund 14 Jahre
später, oberhalbvonKienbergnoch
immerkeinStromausWindkrat
produziert?
ChristianZurbrügg:Dasmüsstemandie
Politik ragen.Doch langsamndetau
Bundes- und Kantonsebene ein Um-
denkenstatt. InderSchweiz ist esheute
möglich, jedes Projekt mit unzähligen
Einsprachenunendlich lange zu verzö-
gern. Aus Bern kommen jetzt aber Si-
gnale, dass der Wille da ist, das zu än-
dern.Es ist richtig,dasseseineMöglich-
keit gibt,Bedenkenanzumelden.Diese
müssen inderFolgegenaugeprütwer-
den.WenndanneinpositiverBescheid
vorliegt – und das gilt nicht nur ür
Windparkprojekte –, muss das Projekt
realisiert werden können. Es geht hier
um Planungssicherheit ür Projektver-
antwortliche und um hohe Kosten, die
damit eingespartwerden können.

WelcheFehler sindbeimWindpark
Burgden InitiantenundBeürwor-
ternwährenddesProjektverlaus
bisherunterlauen?
Das ist ganz einach: Man hat es ver-
säumt, alle betroenen Parteien von
Beginnwegmiteinzubeziehen.Konkret
gehtesumdieEinwohnendenvonWöl-
linswilAG.Sie ühltensichübergangen.

Wärees ausbürokratischer Sicht
nicht einacher gewesen,manhätte
die StandortederWindrädernur
au einemGemeindegebiet und in
nur einemKantongeplant?
Daskann ichnicht genaubeurteilen, da
ichmich nicht seit Beginn ür das Pro-
jekt einsetze. In der Sache hätte es be-
stimmtgeholen, dochauchdannhätte
esWiderstand gegeben.

EnergiekriseunddrohendeVersor-
gungslücken imWinter: Istdie
DebatteWasseraudieMühlender
Windpark-Beürworter?
Die Lage spricht sicher nicht dagegen.
Wirbendenuns ineiner Situation, die
viele dazu bringt, umzudenken. Sie
merken, dass Strom nicht einach so
aus der Steckdose kommt. Ich glaube,
dassdasVerständnisderLeutegeweckt
wird.

Sind IhnenMenschenaus Ihrem
Umeldbekannt, die augrundder
internationalenEreignisse ihre
Meinung inBezugauWindparks
geändert haben?
Nein, so nicht. Das Thema Windpark
Burgwird zurzeit kaumdiskutiert, vie-
lehaltensichdazubedeckt.Mir scheint,
auch im Voreld der noch olgenden
Abstimmung in Oberho AG muss die
Debatte erst noch geührt werden.

WarumwirddieDiskussionum
einenmöglichenWindparkob
Kienberg raschemotional?
In einem Dor werden solche Fragen
stets soort emotional. Vielleichtman-
gelt es anderBereitschat, sichgemein-
sam an einen Tisch zu setzen. Manch-
malwird zudemvielleichtnichtnurmit
aurichtigen Bandagen gekämpt. Ich
betonte stets, dassLeute, die gegendas
Projekt sind und sich eingehend damit

beschätigen wollen, zuerst einen ver-
gleichbaren, bereits bestehenden
Windpark in der Schweiz besuchen
sollten, umvernüntig urteilen zu kön-
nen. Denn dasWerenmit Schlagwor-
ten und das Skizzieren von Bedrohun-
gen, die ein solcher Windpark angeb-
lich mit sich bringen soll, bringt
niemanden weiter. Der Sache ist das
nicht dienlich.

Welche InormationenerhaltenSie
überdenStanddesVerahrens?
Keine. Wir wurden lediglich über den
Eingang der Einsprachen inormiert.

InwelchemPunkt gebenSieder
Gegnerschat recht;welche ihrer
ÄngstekönnenSienachvollziehen?
Es ist klar: Eine Windturbine und der
Mast sind in der Landschat sichtbar,
und das Windrad dreht sich, somit ist
eine solche Anlage in gewissem Aus-
mass ür das Auge auällig. Dass hier
gewisse Ängste vorhanden sind, kann
ich ein Stückweit nachvollziehen.

WelcheArgumentederGegner-
schat lassenSienicht gelten?
Die angeührte Problematik mit dem
LärmetwaoderdenSchattenwur.Bei-
des ist vernachlässigbar, dieDistanz zu
Wölfinswil und Oberho ist zu gross.
Davon kann man sich etwa im Berner
Jura audemMontCrosinüberzeugen.
Im Vergleich zu Hochspannungsmas-
ten ist der Eingri in die Landschat,
den ein Windpark dieser Dimension
darstellt, ausmeiner Sichtmoderat.

WennsichBeürworterundGegner
au einenKompromiss einigen
müssten;welcheZugeständnisse
derBeürworter andieAdresseder
Gegner sinddenkbar?
Viel ist da wohl nicht zu machen. Ent-
weder hat man dort oben Windkrat
oder eben nicht. Ein Windrad mehr
oder weniger ist nicht entscheidend.

Dochumeine solcheFrage zudiskutie-
ren, müsste man mit den Gegnern an
einemTisch sitzen.

WärenSie ürdieses Interviewmit
denGegnernaneinenTischgeses-
sen?
Absolut, das wäre das Sinnvollste, das
man machen kann. Denn so erährt
mandie Standpunkte voneinander. Im
Grossen stellt sich doch die Frage, ob
wir als Bevölkerung in ausreichendem
Ausmass au Stromverzichten können
undwollen, umeinerVersorgungslücke
entgehenzukönnen.Vermutlich ist das
aber nicht der Fall. Darum muss man
sich mit Fragen wie dem Bau eines
Windparks auseinandersetzen. Das
Zielmüsstedanneigentlich sein, einen
Konsens zu nden.

SindSiepersönlichmit Stromau
der Strasseunterwegs?
Geschätlich ja, privat noch nicht. Ich
habeauchnochkeineFotovoltaikanla-
ge au demDach, doch ich setztemich
damit auseinander, undes istmeinZiel.

WarumerhebtdieGegnerschat
denVorwurder Intransparenz?
Wieerwähnthatmannicht alleBetro-
enen in die Planung miteinbezogen.
Das habe ich ausGesprächenmit Leu-
ten erahren. Der Frust darüber ist ein
Stück weit verständlich. Was die Vor-
prüungen der Kantone betrit: Die
wurden stetig weiterentwickelt. Hätte
man da an einem Tag kommuniziert,
wäre das kurz darau wieder überholt
gewesen. Darum nde ich es sinnvoll,
wenn das Projekt öentlich vorgestellt
wird, sobald es ertig «glismet» ist.

WiestehenSiemit denGegnern in
Kontakt; gibt esVersuche, sich
auszutauschen?
In direktem Kontakt stehe ich mit den
Gegnern nicht. Ich persönlich vertrete
dieBeürworterderGemeindeOberho.

DerGegner erklärtesZiel ist das
Bundesgerichtunddamitdiemaxi-
maleVerzögerungdesProjekts.
WelcheHofnunghabenSie indas
obersteGericht?
Ich gehe aus heutiger Sicht davon aus,
dass im Sinne der Energieversorgung
entschiedenwird,wennBetroeneoder
die einsprechendePartei nicht sachlich
darlegenkönnen,wiesie in ihremRecht
verletztwerden.Das istabereinBauch-
geühlund ichhoe,dassesgarnicht so
weit kommt. Eswäre schön,wennman
vorher zur Einsicht gelangt, dass man
nichtdenFüner unddasWeggli haben
kann.DennplötzlichstehenauchNatur-
schutzorganisationen unter Druck: Sie
ändern ihre Meinung etwa bei der Er-
weiterungvonStaumauern,weildieBe-
völkerung Forderungen stellt. Wenn es
tatsächlich bis vor Bundesgericht geht,

dauert das noch Jahre. Dabei kommt
oensichtlicheineVerhinderungspolitik
zum Tragen, die zum Ziel hat, das die
Investoren abspringen.Das ist schade.

Waswärenötig, damit Sie Ihr
Engagement ür einenWindpark
BurgüberBordweren?
SolltenbeiderAbstimmung inOberho
zweiDrittel gegendasProjekt stimmen,
wäre dieser Volkswille zu akzeptieren.
Damit hätte ichkeinProblem.Dassdie
Betreiber das Projekt dann mit vier
Windrädern weiterverolgen würden,
davon gehe ich heute aus. Man muss
sehen:MiteinemWindparkBurgkönn-
temandenBedar sämtlicherHaushal-
te Aaraus decken, ohne Industrie. Ob
das viel oder wenig ist, kann man so
oder so darstellen. Die Frage ist doch:
Wollenwir etwasmachen oder nicht?

Wäre ein Windpark Burg
AusAngst vorVersorgungslückenwill derBundberistet auÖl- undGasenergie zurückgreien; entgegender eigenenEnergiestrategie.

Christian Zurbrügg sieht
von seinemHaus aus auf
den betroffenenWaldrand.
Bild: Bruno Kissling

Das Projekt Windpark Burg

Windparkprojekte sind umstritten und
für Initianten gelten hohe Auflagen. Das
ProjektWindpark Burg hat seine Anfän-
ge im Jahr 2008. Drei Jahre später wur-
de in Olten die Betriebsgesellschaft
Windpark Burg AGgegründet, die ihren
Sitz in Kienberg hat. Seither wurden eine
ganzeReihe Abklärungen gemacht und
Gutachten erstellt; die Kantone Solo-
thurn und Aargau prüften das Projekt.
Geplant sind fünf Turbinen nördlich der
Salhöhe, von denen vier auf demBoden
Kienbergs und eine auf demGemeinde-
gebiet von Oberhof AG zu stehen kom-
men sollen.

Das Vorhabenwird zu 5 Prozent von
derGemeindeKienberg getragen, zu 25
Prozent von der AEW Energie AG,
30Prozent der Anteile gehören der Ven-
to Ludens SuisseGmbHund40Prozent
des Aktienkapitals den Genfer Stadt-
werken. Kostenpunkt: rund 25Millionen

Franken. Der Windpark Burg würde zur
Energiestrategie des Bundes nur einen
überschaubarenAnteil leisten, dennoch
wäre er nicht unbedeutend: Gemäss
Berechnungen soll die Anlage 21 Giga-
wattstunden Strom pro Jahr erzeugen,
was dem jährlichen Bedarf aller Haus-
halte der Stadt Aarau entspricht. Die
Kienberger Bevölkerung hat dem Vor-
haben an einer ausserordentlichenGe-
meindeversammlung im Dezember
2018 deutlich zugestimmt.

Gegen die erfolgte Planauflage sind
etliche Einsprachen, darunter eine
Sammeleinsprache des rund 300 Mit-
glieder starken Vereins Pro Burg ein-
gegangen. DerenAbarbeitungdurch die
Gemeinde Kienberg nimmt viel Zeit in
Anspruch. Sie ist in diesemStadiumbe-
willigungsgebende Behörde. Noch ist
nicht klar, wann mit einem Entscheid
gerechnet werden kann. Danach kann
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